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Ausgleichsflächen der 8. Änderung des
Bebauungsplans "GE Ilmendorf"
Ausgleichsfläche Fl.Nr. 306 (9.260 m²)
Ausgleichsfläche Fl.Nr. 305 (8.530 m²)
Gemarkung Ilmendorf

M 1/5.000

Ausgleichsfläche der 11.Änderung des 
Bebauungsplans "GE Ilmendorf"
Ausgleichsfläche Fl.Nr. 207 (21.080 m²)
Gemarkung Ilmendorf

M 1/5.000

Ausgleichsfläche der 11.Änderung des 
Bebauungsplans "GE Ilmendorf"
Ausgleichsflächen Fl.Nr. 257 (10.030 m²)
Fl.Nr. 258 (253 m²), Fl.Nr. 259 (8.250 m²)
Gemarkung Ilmendorf

M 1/5.000

Ausgleichsfläche der 11.Änderung des 
Bebauungsplans "GE Ilmendorf"
Ausgleichsfläche Fl.Nr. 304 (3.860 m²)
Gemarkung Ilmendorf

M 1/5.000

Ausgleichsfläche der 11.Änderung des 
Bebauungsplans "GE Ilmendorf"
Ausgleichsfläche Fl.Nr. 195/1 (9.789 m²)
Gemarkung Ilmendorf

M 1/5.000

Ausgleichsfläche der 11.Änderung des 
Bebauungsplans "GE Ilmendorf"
Ausgleichsfläche Fl.Nr. 1677/1 (6.100 m²)
Gemarkung Geisenfeld

M 1/5.000

PRÄAMBEL 
 
 
Die STADT GEISENFELD, Landkreis Pfaffenhofen, erlässt aufgrund 
 
- der §§ 1, 1a, 2, 2a, 3, 4, 4a, 9 und 10 Baugesetzbuch (BauGB) 
 
- des Art. 23 der Gemeindeordnung (GO) 
 
- des Art. 81 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) 
 
- der Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO) 
 
- der Planzeichenverordnung (PlanZV) 
 
in der zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses gültigen Fassung den 
 
BEBAUUNGSPLAN NR. 29 "GEWERBEGEBIET ILMENDORF – 11. ÄNDERUNG" als 
SATZUNG 
 
Bestandteile der Satzung: 
 

• Der Bebauungsplan Nr. 29 "Gewerbegebiet Ilmendorf - 11. Änderung" in der Fassung 
vom .................... . 

 
Mit beigefügt ist: 
 

• die Begründung in der Fassung vom .................... . 
 
einschließlich 

 
• Umweltbericht in der Fassung vom .................... , 

 
• spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (saP) vom .................... , 

 
• schalltechnische Untersuchung in der Fassung vom 03.07.2017. 

 
 
Diese 11. Änderung ersetzt in ihrem Geltungsbereich den Ursprungsbebauungsplan Nr. 29 
„Gewerbegebiet Ilmendorf" und seine bisherigen Änderungen.  

D. VERFAHRENSVERMERKE  
 
1. Der Stadtrat der Stadt Geisenfeld hat in der Sitzung vom ........................ gemäß 

§ 2 Abs. 1 BauGB die Aufstellung des Bebauungsplans beschlossen. Der Auf-
stellungsbeschluss wurde am .................... ortsüblich bekannt gemacht.  

 
2. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentli-

cher Darlegung und Anhörung für den Vorentwurf des Bebauungsplans in der 
Fassung vom .................... hat in der Zeit vom .................... bis .................... 
stattgefunden. 

 
 
3. Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-

lange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB für den Vorentwurf des Bebauungsplans in der 
Fassung vom .................... hat in der Zeit vom .................... bis .................... 
stattgefunden. 

 
 
4. Zu dem Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom .................... wurden 
 die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 
 BauGB in der Zeit vom .................... bis .................... beteiligt. 
  
 
5. Der Entwurf des Bebauungsplanes mit integrierter Grünordnung in der Fassung 

vom .................... wurde mit der Begründung gemäß § 3 Abs.2 BauGB in der Zeit 
vom .................... bis .................... im Rathaus Geisenfeld öffentlich ausgelegt. 

 
 
6. Die Stadt Geisenfeld hat mit Beschluss des Stadtrates vom .................... den 

Bebauungsplan mit integrierter Grünordnung gemäß § 10 Abs. 1 BauGB in der 
Fassung vom .................... als Satzung beschlossen. 

 
 Geisenfeld, den ...............       ............................. 
             Christian Staudter            
            (1. Bürgermeister)  
 
7. Ausgefertigt 
 
 Geisenfeld, den ...............       ............................. 
             Christian Staudter                      
            (1. Bürgermeister)  
 
 
8. Der Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes wurde am ....................... gemäß 

§ 10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Der Bebauungsplan 
mit Begründung wird seit diesem Tag zu den üblichen Dienststunden in der Ge-
meinde zu jedermanns Einsicht bereitgehalten und über dessen Inhalt auf Ver-
langen Auskunft gegeben. Der Bebauungsplan ist damit rechtswirksam. Auf die 
Rechtsfolgen des § 44 Abs.3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und die §§ 214 
und 215 BauGB wird hingewiesen. 

 
 
 Geisenfeld, den ...............       ............................. 
             Christian Staudter                       
            (1. Bürgermeister)  
 

A. FESTSETZUNGEN DURCH PLANZEICHEN 
 
 
1. Art der baulichen Nutzung   
 
 GI  Industriegebiet (§ 9 BauNVO)  
  
2. Maß der baulichen Nutzung   
  
 Es gelten die Eintragungen im Lageplan  
 
2.1 Z = I Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß  
 
2.2   0,8 Grundflächenzahl (GRZ) als Höchstgrenze  
 
2.3      8.0 Baumassenzahl 
 
3. Bauweise, Baugrenzen  
 
3.1 b  besondere (abweichende) Bauweise  
 
3.2   Baugrenze 
 
3.3 FD Flachdach 
 
4. Verkehrsflächen   
 
4.1   Straßenverkehrsflächen  
 
4.2   Gehweg / Radweg 
 
4.3   Straßenbegrenzungslinie  
 
5. Flächen für Stellplätze und Nebenanlagen   
 
5.1   Umgrenzung von Flächen für Stellplätze und Nebenanlagen  
 
5.2 St  Stellplätze 
 
6. Grünordnung 
 
6.1 Bäume zu pflanzen (Ersatzpflanzung zu „GE Ilmendorf – 8. Änderung, 

Flutmulde 2“) 
 
6.2 Baum zu pflanzen 
 
6.3   bestehende Bäume, zu erhalten   
 
6.4 bestehende Gehölze, zu erhalten 
 
6.5 Gehölze, zu pflanzen 

6.6 Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und 
zur Entwicklung von Natur und Landschaft - bestehende Ausgleichsflä-
che, zu erhalten 

 
6.7 Umgrenzung von Flächen mit Bindungen und Erhaltung von Bepflan-

zungen der Dachbegrünung 
 
7. Flächen für den Hochwasserschutz und die Regelung des Wasser-

abflusses 
 
7.1 Flächen für den Hochwasserschutz und die Regelung des Wasserab-

flusses 
 
7.2 RRB Regenrückhaltebecken 
 
7.3 RVB Regenversickerungsbecken 
 
7.4 FM Flutmulde 
 
7.5 RKB Regenklärbecken 
 
8. Sonstige Planzeichen 
 
8.1   Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplans 
 
8.2   Hauptversorgungsleitung unterirdisch mit Schutzzone 
 
8.3   mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen 
 
8.4   Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung und/oder Wandhöhe 
 
8.5  Gebietsabgrenzung der Industriegebiete OST1, OST2, OST3, OST4a 

und OST4b 
 
8.6      37,5 Maßzahl in Metern (z.B. 37,5 m) 
 
8.7      37,5 Radius in Metern (z.B. 37,5 m) 
 
8.8  Umgrenzung der Flächen, die von Bebauung freizuhalten sind (An-bau-

verbotszone).  
  Werbende oder sonstige Hinweisschilder sind gemäß § 9 Abs. 6 FStrG 

innerhalb der Anbauverbotszone unzulässig. Außerhalb der Anbauver-
botszone sind sie so anzubringen, dass die Aufmerksamkeit des Kraft-
fahrers nicht gestört wird.  

 
8.9 GOK 362.99 Geländeoberkante neue Geländehöhen über NN (z.B. 362.99 m) 
 
8.10   Sektorgrenzlinie mit Bezugspunkt (i.V.m. Ziffer B 6.) 
 

B. FESTSETZUNGEN DURCH TEXT  
 
 
1. Art der baulichen Nutzung 
 
1.1 Industriegebiet GI gemäß § 9 BauNVO. 
  
 Zulässig sind nur 
 - Gewerbebetriebe aller Art, Distributionsbetriebe, Lagerplätze und öffentliche 

 Betriebe, 
 - Tankstellen. 
 
1.2 Ausnahmen gem. § 9 Abs. 3 BauNVO sind unzulässig. 
 
2. Bauweise: 
 
 besondere (abweichende) Bauweise (§ 22 Abs. 4 BauNVO)  
 Nicht festgesetzt ist eine maximale Gebäudelänge, sonst wie offene Bauweise. 

  
3. Nebenanlagen: 
 
 Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sind in den nicht überbaubaren 

Grundstücksflächen zulässig. 
 
4. Stellplätze: 
 

Stellplätze sind zulässig in den überbaubaren Grundstücksflächen und beson-
ders dafür ausgewiesenen Flächen. 

 
5. Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen: 
 

Das Baugebiet wird an der Nord- und Südgrenze des Geltungsbereiches mit Lei-
tungsrechten belastet. 
Der BAYERNGAS GmbH wird die ständige Zugänglichkeit zur Gashochdrucklei-
tung Ml 03 gesichert. Grundsätzlich ist die Errichtung baulicher Anlagen im 
Schutzstreifen der Gashochdruckleitung nicht erlaubt. Jegliche Bauarbeiten 
(auch Erdarbeiten) sind hier nur einvernehmlich mit der BAYERNGAS GmbH zu-
lässig. Alle Gebäude, einschließlich Fundamente, Dachüberstände, Schächte 
etc. müssen grundsätzlich außerhalb des Schutzstreifens errichtet werden. 
 

6.2 Auf den Industriegebietsflächen OST 2 und OST 3 sind durch gewerbliche Nut-
zungen nur solche Anlagen zulässig, deren immissionswirksames, flächenhaftes 
Emissionsverhalten die nachfolgend aufgeführten Emissionskontingente, unter-
schieden nach dem Tagzeitraum LEK,T  (06.00 Uhr bis 22.00 Uhr) und dem Nacht-
zeitraum LEK,N  (22.00 Uhr bis 06.00 Uhr) nicht überschreitet:  

 
Gebiet mit gewerb-

licher Nutzung 

Bezeichnung 
der (Teil-) 

Fläche 

Fläche 
(m2) 

Emissionskontingent LEK (dB(A)/m2) 

Tag (06-22 Uhr) Nacht (22-06 Uhr) 
Gewerbegebiet 
Ilmendorf, 8. Ände-
rung, Flutmulde 2 

GI OST 3 18.087 70 56 

GI OST 2 58.319 70 52 
 

 Für die vorgenannten beiden Teilflächen erhöhen sich die Emissionskontingente  
LEK,zus: 

 
  

Bezeichnung Rich-
tungssektor(en) 

Öffnungswin-
kel (Grad) 

Zusatzkontingent LEK,zus (dB(A)) 

Tag (06-22 Uhr) Nacht (22-06 Uhr) 
Südost 106 +0,0 +8,0 

 
 Den Bezugspunkt BPzus für den Richtungssektor markiert die Nordwestecke des 

GI OST 2 mit den Gauß-Krüger-Koordinaten: X = 4473041,68 / Y = 5400679,41. 
Der Sektor gilt für die, in vorstehender Tabelle, benannten Öffnungswinkel, mit 
Nord = 0°, Ost = +90°, Süd = +180°, West = +270° (d. h. mathematisch positiv im 
Uhrzeigersinn). 

 
 Auf den Industriegebietsflächen sind nur Anlagen zulässig, deren Beurteilungs-

pegel der vom Vorhaben ausgehenden Geräusche an den maßgeblichen Immis-
sionsorten außerhalb des Plangebietes die jeweils zutreffenden Orientierungs-
wertanteile einhalten. Die maximal zulässigen sog. Immissionskontingente er-
rechnen sich nach der DIN 45691:2006-12, Abschnitt 5 aus den Emissionskon-
tingenten LEK der jeweiligen Teilflächen einschließlich der jeweiligen Zusatzkon-
tingente LEK,zus. 

 Die Relevanzgrenze der DIN 45691:2006-12 ist zu beachten. 
 
 Bei der Neuerrichtung und Änderung von Bauvorhaben bzw. im Genehmigungs-

verfahren ist mit der Bauaufsichtsbehörde die Vorlage eines Lärmgutachtens auf 
Basis der Ermächtigung der BauVorlV abzustimmen. Auch im Freistellungsver-
fahren ist die schalltechnische Untersuchung des Vorhabens im Hinblick auf die 
Einhaltung der o. g. Emissionskontingente erforderlich. 

 
 Die Berechnungen sind mit einer Nachkommastelle genau durchzuführen. 
 
 Erstreckt sich die Betriebsfläche eines Vorhabens über mehrere Teilflächen, so 

ist dieses Vorhaben dann zulässig, wenn der sich ergebende Beurteilungspegel 
nicht größer als die Summe der sich aus den Emissionskontingenten inkl. ggf. 
Zusatzkontingente ergebenden Immissionskontingente. 

 
6.3 In den Industriegebietsflächen OST 4a und OST 4b sind Vorhaben (Betriebe und 

Anlagen) zulässig, deren Geräusche die in der folgenden Tabelle „Emissionskon-
tingente tags und nachts in dB(A)/m²“ angegebenen Emissionskontingente LEK 
nach DIN 45691:2006-12 „Geräuschkontingentierung“ weder tags (06.00 Uhr bis 
22.00 Uhr) noch nachts (22.00 Uhr bis 06.00 Uhr) überschreiten: 

 

Auf die Regeln und Auflagen zum Schutz von Gasleitungen und Kabeln der 
BAYERNGAS GmbH wird ausdrücklich hingewiesen. 
Der BAYERNOIL Raffineriegesellschaft mbH wird die ständige Zugänglichkeit zur 
BAYERNOIL-Fernleitung gesichert. 

 
6. Immissionsschutz:  
 
6.1 In den Industriegebietsflächen OST 1 sind nur solche Betriebe zulässig, deren 

immissionswirksames, flächenhaftes Emissionsverhalten die in der nachfolgen-
den Tabelle angegebenen, immissionswirksamen, flächenbezogenen Schalleis-
tungspegel LWA" nicht überschreiten: 

 alle Pegel in dB(A) 
 
 LwA" - Werte in dB(A) / m2 

 tagsüber nachts 
 70  55 
  
 Tabelle: Immissionswirksamer, flächenbezogener Schalleistungspegel der Teil-

fläche (mit Grünfläche) 
 

Anhand schalltechnischer Gutachten ist beim Genehmigungsantrag von jedem 
anzusiedelnden Betrieb bzw. bei Änderungsgenehmigungsanträgen von beste-
henden Betrieben nachzuweisen, dass die festgesetzten immissionswirksamen, 
flächenbezogenen Schalleistungspegel nicht überschritten sind. Die Gutachten 
sind zusammen mit dem Bauantrag unaufgefordert vorzulegen. 

 
Die Berechnung der sich aus den LWA" - Werten ergebenden lmmissionsrichtwer-
tanteile an den einzelnen Immissionsorten ist nach der DIN ISO 9613-2 
,,Dämpfung des Schalls bei der Ausbreitung im Freien, Teil 2: Allgemeines Be-
rechnungsverfahren", Entwurf September 1997 und der VDI - Richtlinie 2720 
,,Schallschutz durch Abschirmung im Freien" vom März 1997 unter Ansetzung 
der Bodendämpfung sowie der Luftabsorption, jedoch ohne Berücksichtigung der 
meteorologischen Korrektur vorzunehmen. 

14.2 Bei Einbinden von Baukörpern ins Grundwasser wird empfohlen, die Keller was-
serdicht auszubilden und Heizölbehälter gegen Auftrieb zu sichern.  

 
14.3 Bei der Errichtung einer Hausdränage ist darauf zu achten, dass am Abwasser-

kanal nicht angeschlossen werden darf. 
 
14.4. Der Oberflächenwasserabfluss darf durch die geplanten Auffüllungen nicht zu 
 Ungunsten Dritter verändert werden. 
 
14.5 Sollten im Zuge von Baumaßnahmen evtl. Grundwasserabsenkungen erforder-

lich werden, sind diese im wasserrechtlichen Verfahren beim Landratsamt Pfaf-
fenhofen zu beantragen. 

 
14.6 Für die Auffüllung des Geländes wird empfohlen, nur schadstofffreien Erdaushub 

ohne Fremdanteile (Z0-Material) zu verwenden. Ggf. ist die Auffüllung baurecht-
lich zu beantragen. Auflagen werden im Zuge des Baurechtsverfahrens festge-
setzt. 

 
14.7 Von einem Ing.-Büro ist zu überprüfen, ob die Entwässerung der einzelnen 

Grundstücke der Gesamtentwässerungsplanung des Gewerbegebietes ent-
spricht. Die entsprechenden Unterlagen sind als Nachweis dem Antrag auf Bau-
genehmigung beizulegen. 

 
14.8 Niederschlagswasser von Lkw-Stellplätzen darf nicht versickert werden. Eine 

Entwässerung findet über den Regenwasserkanal, Regenklärbecken und Regen-
rückhaltebecken statt. 

 
14.9 Flächen auf denen mit wassergefährdenden Stoffen umgegangen wird, sind an 

den Schmutzwasserkanal anzuschließen. 
 
15. Bauliche Werbeanlagen müssen dem Art. 8 BayBO entsprechen. 
 
16. Gebäudeteile, die zur Bahnlinie orientiert sind, sollten in Bezug auf - vom Eisen-

bahnbetrieb ausgehenden - Immissionen (Lärm, Staub, Erschütterungen) mit 
planerischen Maßnahmen und / oder passiven Schallschutzmaßnahmen (z.B. 
Schallschutzfenster) ausgestattet werden. 

 
17. Ansprüche gegen die Deutsche Bahn AG aus dem gewöhnlichen Betrieb der 

Eisenbahn in seiner jeweiligen Form sind ausgeschlossen. Insbesondere sind 
Immissionen wie Erschütterungen, Lärm, elektromagnetische Beeinflussungen, 
Funkenflug und dergleichen, die von Bahnanlagen und dem gewöhnlichen Bahn-
betrieb ausgehen, entschädigungslos hinzunehmen. 

 
18. Für neu zu erstellende Bauwerke werden Maßnahmen für eine Teilversorgung 

aus regenerativen Energiequellen (z.B. für Sonnenkollektoren, Photovoltaik) und 
energiesparende Bauweise (z.B. verbesserte Dämmung) ausdrücklich empfoh-
len. 

 
19. Für Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist 

eine denkmalrechtliche Erlaubnis gemäß Art. 7.1 BayDSchG notwendig, die in 
einem eigenständigen Erlaubnisverfahren bei der zuständigen Unteren Denkmal-
schutzbehörde zu beantragen ist. Eventuell zu Tage tretende Bodendenkmäler 
unterliegen der Meldepflicht an das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege 
oder der Unteren Denkmalschutzbehörde gemäß Art. 8 Abs. 1-2 DSchG. 

14. Wasserwirtschaft: 
 
14.1 Für die Bereiche Lagerung und Umgang mit wassergefährdeten Stoffen ist die 

fachkundige Stelle am Landratsamt Pfaffenhofen zu beteiligen. Es dürfen auf 
keinen Fall wassergefährdende Stoffe in den Untergrund gelangen. Dies ist be-
sonders im Bauzustand zu beachten. 

20. Immissionsschutz: 
 
 Die in den Festsetzungen des Bebauungsplanes genannten DIN-Normen und 

weiteren Regelwerke werden zusammen mit diesem Bebauungsplan während der 
üblichen Öffnungszeiten in der Bauverwaltung der Stadt Geisenfeld, Kirchplatz 4, 
85290 Geisenfeld zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. Die betreffenden DIN- 
Vorschriften sind auch archivmäßig beim Deutschen Patentamt hinterlegt. 

 
21. Grünordnung: 
 
21.1 Pflanzenliste 
 
 Für Baumpflanzungen werden standortgerechte Baumarten nachfolgender Arten 

empfohlen: 
 
 Acer campestre ‘Elsrijk’   Feld-Ahorn 
 Acer pseudoplatanus   Berg-Ahorn 
 Acer platanoides    Spitz-Ahorn 
 Carpinus betulus ‘Frans fontaine’ Säulen-Hainbuche   
 Fraxinus excelsior   Gemeine Esche                      

Quercus robur    Stiel-Eiche 
 Tilia cordata ‘Rancho’   Winter-Linde 
 Tilia platyphyllos ‘Örebro‘  Sommer-Linde 
 
 Für Gehölzpflanzungen werden standortgerechte Straucharten nachfolgender 

Arten und Sorten empfohlen: 
  
 Cornus sanguinea   Roter Hartriegel      

Cornus mas    Kornelkirsche 
 Corylus avellana    Gewöhnliche Hasel 
 Crataegus monogyna    Eingriffliger Weißdorn 
 Euonymus europaea   Pfaffenhütchen 
 Ligustrum vulgare   Gemeiner Liguster 
 Rosa spec.    Wildrosen in Arten 
 Salix spec.    Weiden in Arten 
 Sambucus nigra    Schwarzer Holunder 
 Viburnum lantana    Wolliger Schneeball 
 
21.2 Oberboden ist nach § 202 BauGB zu erhalten und vor Vernichtung oder 

Vergeudung zu schützen. Für alle anfallenden Erdarbeiten und Erdbewegungen 
wird auf die Normen DIN 18915 und DIN 19713, zur Regelung des sachgemäßen 
Umgangs mit Bodenmaterial, verwiesen. Ebenso müssen bodenfremde 
Materialien getrennt gesammelt und getrennt entsorgt werden. Das Auffüllen von 
Baugruben oder das sonstige Einbringen bodenfremder Materialien in oder auf den 
Boden, die nicht den Vorgaben des § 12 BBodSchV entsprechen, sind zu 
vermeiden. 

 
 Die Zwischenlagerung des Oberbodens soll in Mieten von max. 1,5 m Höhe und 4 

m Breite erfolgen. Die Mieten sollen nicht mit Maschinen befahren werden. Bei 
einer längeren Standzeit (> 2 Monate) ist die Miete zu begrünen. 
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8. Dachgestaltung: 
 
8.1 Dachform: Flachdach. 
 
8.2 Technisch bedingte Dachaufbauten wie Kamine, Aufzugtürme etc. sowie Ober-

lichter sind zulässig. 
 
9. Wandhöhe: 
 
 Es gelten die Festsetzungen im Lageplan. 
 

Als Wandhöhe gilt das Maß von der festgelegten Geländeoberfläche (= GOK 
362.99 m ü.NN) bis zum Schnittpunkt der Wand mit der Dachhaut oder bis zum 
oberen Abschluss der Wand.  

 
10. Geländeveränderungen: 
 
10.1 Auffüllungen sind bis max. auf das Niveau des bestehenden Betriebsgeländes 

(362,99 m üNN) zulässig. Aufschüttungen, die sich durch den Ausbau der Ver-
kehrsanlagen ergeben, sind durch Böschungen auszugleichen. Auffüllungen sind 
zu den Grundstücksgrenzen mit einem Böschungswinkel von max. 1:2 abzu-
böschen, der Abstand des Böschungsfußes zur Grenze beträgt mind. 1,0 m. 

 
10.2 Abgrabungen dürfen nur ausnahmsweise (z.B. zur Belichtung von Unterge-

schossen) durchgeführt werden. 
 
11. Äußere Gestaltung baulicher Anlagen: 
 
11.1 Ab einer Gesamtlänge einer Gebäudeflucht von mindestens 50 m sind Baukörper 

durch vertikale Zäsuren zu untergliedern (z.B. betonte Treppenhäuser, Trag-
werkselemente, Fassadenteilung, Materialwechsel, Farbgebung etc.). 

 
11.2 Eine Umklammerung der Gebäudeecken durch andere Baukörper oder Bauteile 

ist unzulässig. 
 
11.3 Grelle, leuchtende Farben, sowie spiegelnde Oberflächen sind nicht zulässig. 
 
12. Einfriedungen: 
 

Grundstückseinfriedungen sind zulässig in Form von Hecken, lndustrie-
Metallzäunen und Maschendrahtzäunen, möglichst in die Heckenpflanzungen in-
tegriert. Die zulässige Höhe beträgt 3,0 m. Mauern sind unzulässig.  

 

C. HINWEISE UND NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN 
 
1.   bestehende Flurgrenzen 
 
2.   abgemarkter Weg 
 
3. 662 Flurnummern (z.B. 662) 
 
4.   Gebäude Bestand 
 
5.   Gebäude geplant 
 
6.   abzubrechende bauliche Anlagen  
 
7. 360.26 Höhen des vorhandenen Geländes ü. NN (z.B. 360,26)  
 
8.   Bäume, können entfernt werden 
 
9.   Gehölze, können entfernt werden 
 
10.   Böschungen 
 
11. Gemäß § 9 Abs. 1 Bundesfernstraßengesetz (FStrG) sind entlang Bundesstra-

ßen in einer Entfernung bis zu 20 m Hochbauten und bauliche Anlagen unzuläs-
sig, gemessen vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn.  
Außerdem bedürfen bauliche Anlagen in einer Entfernung bis zu 40 m von Bun-
desfernstraßen der Zustimmung der obersten Landesstraßenbaubehörde. Anla-
gen der Außenwerbung stehen den Hochbauten und baulichen Anlagen gleich.  

 
12. Unmittelbare Zugänge oder Zufahrten von den Grundstücken zur Bundesstraße 

B 16 (Abschnitt 2400, Station 1,690 bis Abschnitt 2400, Station 2,160) sind nicht 
zulässig.  

 
13. Das Planungsgebiet liegt im Bauschutzbereich des Flugplatzes Ingolstadt / Man-

ching nach § 12(3) 2a Luftverkehrsgesetz (LuftVG). Die Bauhöhenkriterien sind 
einzuhalten. 
 Die Errichtung von Bauwerken in diesem Bereich darf von der für die Erteilung 
 der Baugenehmigung zuständigen Behörde bei Überschreiten der in § 12 Abs. 3 
Ziff. 2a genannten Begrenzungen jedoch nur mit Zustimmung der Wehrbereichs-
verwaltung VI - Militärische Luftfahrtbehörde - genehmigt werden (§ 15 Abs. 2 
Satz 3 LuftVG). 
 Das Aufstellen von Kränen als Errichtung anderer Luftfahrthindernisse i.S.v. § 15 
 Abs. 1 Satz 1 LuftVG i.V.m. §§ 12 ff LuftVG bedarf im Bereich des § 12 Abs. 3 
Ziff. 2a LuftVG bei Überschreiten der dort genannten Begrenzungen der beson-
deren Genehmigung der Wehrbereichsverwaltung VI - Militärische Luftfahrtbe-
hörde - (§ 15 Abs. 2 Satz 3 LuftVG). 

 Unterlagen über Bauschutzbereich liegen beim Landratsamt Pfaffenhofen a.d. 
 Ilm / Stadt Ingolstadt auf. 

14.3.3 Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung 
 
 Begrenzung der Zeiten für Baumfällarbeiten und Gehölzschnittmaßnahmen:  
 Zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände gem. § 44 Abs. 1 Nr. 

1 – 3 BNatSchG haben Rückschnitte und Rodungen von Gehölzen nur außer-
halb der nach § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG gesetzlichen Schonzeit, also nur in 
der Zeit von 01.10. bis zum 28.02., zu erfolgen. Abweichungen davon sind mit 
der zuständigen Naturschutzbehörde abzustimmen.   

   
 CEFRZE: Vor Beginn der Baumaßnahmen sind auf der Ausgleichsfläche BA2 Nr. 1 

(Teilfläche Flurnummer 1740, Gemarkung Ilmendorf) Maßnahmen zur Optimie-
rung von Zauneidechsenlebensraum durch Zurücknahme von Feuchtgebüsch 
und Strukturanreicherung durchzuführen.  

 
 CEFBrutvögel: In den verbleibenden Gehölzbeständen innerhalb des Geltungsberei-

ches sind im Verhältnis 1:3 (pro beanspruchte Lebensstätte 3 Nisthilfen) Nisthil-
fen für Höhlen/Nischen brütende Vogelarten anzubringen. 

 
 FCSALF: Vor Baubeginn sind insbesondere für den Laubfrosch auf der bestehen-

den Ausgleichsfläche BA2 Nr. 4 (Teilfläche Flurnummer 191, 192, 312, 309, 184, 
Gemarkung Ilmendorf) Optimierungs- und Neuschaffungsmaßnahmen umzuset-
zen. Eine Wasserführung der Kleinstgewässer muss mindestens 6 bis 8 Wochen 
im Zeitraum zwischen April und August gewährleistet sein. Im Umfeld der 
Kleinstgewässer sind Landhabitate mit geeigneten Versteck-/ Überwinterungs-
plätzen zu sichern.   

   
 Vermeidung von Störung durch Beleuchtung: 
 Innerhalb des Geltungsbereiches sind störungsarme LED-Lampen mit nach oben 

abgeschirmten möglichst tiefen Lichtpunkten zu verwenden.  
 
 Schutz angrenzender ökologisch bedeutsamer Flächen und Strukturen 
 Angrenzende, und zu erhaltende, Biotop- und Ausgleichsflächen sind vor Beein-

trächtigungen durch die Baumaßnahme durch Zäunung gem. den Richtlinien für 
die Anlagen von Straßen, Teil Landschaftspflege, Abschnitt 4: Schutz von Bäu-
men, Vegetationsbeständen und Tieren bei Baumaßnahmen (RAS-LP 4 i.V.m. 
DIN 18920) zu schützen. 

 

14.1.7 Baumpflanzungen entlang von befestigten Flächen sind entsprechend des Re-
gelwerkes „FFL-Empfehlung für Baumpflanzungen Teil 2: Standortvorbereitung 
für Neupflanzungen; Pflanzgruben und Wurzelraumerweiterung, Bauweisen und 
Substrate“ auszuführen.  

 
14.1.8 Die festgesetzte Eingrünung auf privaten Grundstücksflächen ist spätestens bis 

zur Nutzungsaufnahme der Gebäudeerweiterung zu beginnen und bis spätestens 
zum Ende der darauffolgenden Pflanzperiode in vollem Umfang abzuschließen. 

 
14.2 Verkehrsflächen: 
 
14.2.1 Private Pkw-Stellplätze sind mit wasserdurchlässigen Belagsarten (z.B. wasser-

durchlässige Pflaster, Rasenpflaster, Pflaster mit Splittfugen, Rasenpflaster, Ra-
sengittersteine, wassergebundene Decke) herzustellen. 

 
14.2.2 Lkw-Stellplätze dürfen nicht mit wasserdurchlässigen Belagsarten hergestellt 

werden.  
 
14.2.3 Je 5 Pkw-Stellplätze ist ein Laubbaum zu pflanzen. Je 4 Lkw-Stellplätze ist ein 

Laubbaum zu pflanzen. Mindestpflanzqualität für Baum- und Strauchpflanzungen 
ist dem Punkt 14.1.3 zu entnehmen. 

  
14.3 Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 

Natur und Landschaft (Ausgleichsflächen): 
 
14.3.1 Das naturschutzfachliche Ausgleichserfordernis von 6,24 ha wird außerhalb des 

Geltungsbereiches auf den Flurnummern 207, 304, 195/1, 257, 258, 259, 305 
Gemarkung Ilmendorf und der Flurnummer 1677/1 (Teilfläche), Gemarkung 
Geisenfeld durch Umsetzung der Ausgleichsflächen realisiert. Die Ausgleichsflä-
chen sind entsprechend den Anlagen zum Bebauungsplan herzustellen und zu 
pflegen. 

 
14.3.2 Der Ausgleich betroffener § 30 BNatSchG Biotope findet auf der FlNr. 207, Ge-

markung Ilmendorf für den Biotoptypen B114-WG00BK und der FlNr. 195/1, Ge-
markung Ilmendorf für die Biotoptypen S122-VU3140, S132-VU3150 und R121-
VH3150 statt.  

13. Werbeanlagen: 
 
13.1 Werbeanlagen an Außenwänden sind allgemein zulässig bis unterhalb der Brüs-

tungsoberkante des ersten Obergeschosses. Dachflächen sind generell von 
Werbeanlagen freizuhalten.  

 
13.2 Freistehende Werbeanlagen sind zulässig bis zu einer Gesamthöhe von 6,0 m. 

An Bebauungsrändern (zur offenen Landschaft hin) sind freistehende sowie be-
leuchtete Werbeanlagen unzulässig. 

 
13.3 Werbefahnen sind nur in begrenzter Anzahl zulässig. Pro 20 m Straßenanteil darf 

maximal 1 Werbefahne errichtet werden. Ein Zusammenfassen der Werbefahnen 
ist zulässig. 

 
13.4 Bewegliche (z.B. rotierende) Werbeanlagen sowie Blinklicht und umlaufendes 

Licht sind nicht zulässig. 
 
14. Grünordnung: 
 
14.1  Allgemein:  
 
14.1.1 Die durch Planzeichen festgesetzten Einzelbaum- und Gehölzpflanzungen sind 

mit Laubbäumen und Sträuchern zu bepflanzen (Pflanzvorschläge siehe unter 
Hinweise Pkt. 21.1) und durch Ansaaten zu begrünen. Der Bestand (Bepflanzun-
gen, Ausgleichsflächen, Dachbegrünung), die Pflanzungen und die Ansaaten 
sind artentsprechend zu pflegen und zu erhalten.  

 
14.1.2 Die Anzahl der vorhandenen Einzelbäume (siehe Festsetzung durch Planzeichen 

Pkt. 6.3) innerhalb des Geltungsbereiches ist zu erhalten. Es ist ausnahmsweise 
zulässig, an Stelle einer Ersatzpflanzung eines Baumes einen flächigen Aus-
gleich von 25 m² pro Baum außerhalb des Geltungsbereiches herzustellen.  

  
14.1.3 Für Baum- und Strauchpflanzungen sind Arten nachfolgender Pflanzqualität zu 

verwenden: 
 Mindestpflanzqualität für Gehölzpflanzungen im Bereich der nicht überbaubaren 

Grundstücksflächen: 
  Mindestpflanzqualität Hochstamm großkronig, 3xv., m.B. STU 14/16 cm 
  Mindestqualität Sträucher, 2xv., h 60-100  
 Mindestpflanzqualität für Gehölzpflanzungen im Bereich der Parkplätze und Ver-

kehrsflächen: 
 Mindestpflanzqualität Hochstamm, 3xv., m.B. STU 20/25 cm 
 Mindestpflanzqualität Sträucher, 2xv., h 60-100  
 
14.1.4 Alle Pflanzungen haben den festgesetzten Güteanforderungen zu entsprechen. 

Ausgefallene Bäume und Sträucher sind entsprechend den Güteanforderungen 
nachzupflanzen. Für Neu- und Ersatzpflanzungen sind standortgerechte, vorwie-
gend heimische Laubgehölze zu verwenden.  

 
14.1.5 Innerhalb des Geltungsbereiches sind alle nicht überbauten, nicht für Zufahrten 

oder Zugänge befestigten Flächen zu bepflanzen oder durch Ansaat zu begrü-
nen, im Wuchs zu fördern, artgerecht zu pflegen und dauerhaft zu erhalten.  

 
14.1.6 Bei Baumpflanzungen innerhalb von Belagsflächen (auch im Straßenbereich) ist 

pro Baum ein spartenfreier, durchwurzelbarer Pflanzraum von 12 Kubikmeter 
vorzusehen. Ausnahmsweise sind auch überdeckte Pflanzflächen zulässig (z.B. 
mit Baumrosten). 

21.3 Für die Auffüllung des Geländes darf nur schadstofffreier Erdaushub ohne 
Fremdanteile (Z0-Material) verwendet werden. Die Auffüllung ist baurechtlich zu 
beantragen. Auflagen werden im Zuge des Baurechtsverfahrens festgesetzt. 

 
21.4 Grenzabstände bei Baum- und Strauchpflanzungen 
 
 Bei Baum- und Strauchpflanzungen ist der Standort unter Einhaltung der 

Grenzabstände des Bayerischen Ausführungsgesetzes zum Bürgerlichen 
Gesetzbuch und anderer Gesetze Art. 47- Art. 50 AGBGB zu wählen. 

 
21.5 Nach § 32 WHG ist die Reinhaltung oberirdischer Gewässer zu gewährleisten. 

Während der Bauphase dürfen in das Gewässer keine gewässergefährdenden 
Stoffe oder Flüssigkeiten gelangen.  

 
21.6 Mit den Einzelbauanträgen ist ein Freiflächengestaltungsplan einzureichen. 

 Emissionskontingente tags und nachts in dB(A) 
Emissionsfläche Emissionskontingent [dB(A)/m²] 

Bezeichnung Fläche innerhalb der 
Kontingentfläche [m²] 

Tag  
(LEK, tags) 

Nacht  
(LEK, nachts) 

GI Ost 4a 13.937 69 54 
GI Ost 4b 9.076 70 55 

 
 Die Prüfung der planungsrechtlichen Zulässigkeit des Vorhabens erfolgt nach 

DIN 45691:2006-12, Abschnitt 5. 
 
 Die Relevanzgrenze der Regelung in Abschnitt 5 Abs. 5 der DIN 45691:2006-12 

ist anzuwenden; sie wird nicht ausgeschlossen. 
 
 Erstreckt sich die Betriebsfläche eines Vorhabens über mehrere Teilflächen, so 

ist dieses Vorhaben dann zulässig, wenn der sich ergebende Beurteilungspegel 
nicht größer ist als die Summe der sich aus den Emissionskontingenten erge-
benden Immissionskontingente. Die Regelung zur Summation gemäß Abschnitt 5 
DIN 45691:2006-12 findet Anwendung; sie wird nicht ausgeschlossen. 

 
 Mit dem Bauantrag ist ein qualifiziertes Sachverständigengutachten zum Nach-

weis der Einhaltung der Festsetzungen gemäß Nr. B 6. vorzulegen. 
 
 Gemäß Art. 13 Abs. 2 BayBO müssen Gebäude einen ihrer Nutzung entspre-

chenden Schallschutz haben. Geräusche, die von ortsfesten Einrichtungen in 
baulichen Anlagen oder auf Baugrundstücken ausgehen, sind so zu dämmen, 
dass Gefahren oder unzumutbare Belästigungen nicht entstehen. Gemäß § 12 
BauVorlV müssen die Berechnungen den nach bauordnungsrechtlichen Vor-
schriften geforderten Schall- und Erschütterungsschutz nachweisen. 

 
7. Maßnahmen zur Rückhaltung von Niederschlagswasser und zur Regelung 

des Wasserabflusses  
 
7.1          Das gesammelte, nicht behandlungsbedürftige Niederschlagswasser aus den 

Dachflächen ist über ein neu zu erstellendes Regenversickerungsbecken (RVB) 
am Ostrand des Plangebietes zu versickern.  

 
7.2          Die Hofflächen und Lkw-Stellplätze sind an den Kanalbestand mit Einleitung an 

das bestehende Regenklärbecken RKB anzuschließen bzw. zusätzliche Hofflä-
chen (ein Mehr an Hofflächen gegenüber dem Istzustand) sind an ein neu zu 
bauendes Regenklärbecken (Regenklärbecken ohne Dauerstau) anzuschließen 
mit nachfolgender Einleitung in das neue Versickerungsbecken (RVB). 

 
7.3 Der Retentionsraumverlust von rund 900 m³ wird auf den Flurnummern 257, 258, 

259 Gemarkung Ilmendorf ausgeglichen. Das darüberhinausgehende (ca. 1.100 
m³) Volumen steht für zukünftige Erweiterungen zur Verfügung.  

 
7.4 Der verbleibende Retentionsraumausgleichsbedarf im Zuge der 8. Änderung, 

Flutmulde 2 von 800 m³ wird auf Flurnummer 304, Gemarkung Ilmendorf umge-
setzt.   

 


